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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV versammelt mehr als 61.000 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Anwaltsnotarinnen und Anwaltsnotare, 

die in 253 lokalen Anwaltvereinen im In- und Ausland organisiert sind. Er vertritt die 

Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler 

Ebene. Der DAV ist im Lobbyregister für die Interessenvertretung gegenüber dem 

Deutschen Bundestag und der Bundesregierung zur Registernummer R000952 

eingetragen. 

Die Stellungnahme des DAV beschränkt sich angesichts der Zeit, die zur Verfügung 

stand, auf wenige wesentliche Punkte mit Bezug zum Anwaltsnotariat und behält sich 

vor, im weiteren Gesetzgebungsverfahren auch zu anderen Teilen des Entwurfs des 

Sanktionsdurchsetzungsgesetzes II Stellung zu nehmen.  

1. Einführung eines Barzahlungsverbotes bei Immobilientransaktionen 

Der DAV begrüßt grundsätzlich ein Barzahlungsverbot bei Immobilientransaktionen. Die 

Vorschläge des Referentenentwurfs zur Einbindung der Notare in den Vollzug eines 

solchen Verbotes sind jedoch nicht geglückt: 

a) Das Gesetz sanktioniert eine Barzahlung (oder die Erbringung der Gegenleistung in 

Form von Kryptowerten oder Rohstoffen) mit dem bereicherungsrechtlichen 

Anspruch des Käufers auf Herausgabe der Gegenleistung und damit durch 

Nichterfüllung des Vertrages, überlässt es dann aber in § 16a Abs. 4 GwG-E dem 

Notar, nach einer Schlüssigkeitsprüfung den Vertrag durch Eintragung im 

Grundbuch zum Vollzug, d.h. zur Eigentumsumschreibung, zu bringen. 

Unbeantwortet bleibt die Rechtsfolge, wenn entweder die Schlüssigkeitsprüfung 

des Notars keine Hinweise auf eine unbare Gegenleistung ergeben, also richtig 

war, aber im Ergebnis doch unzulässigerweise bar gezahlt worden ist oder aber 

auch die Schlüssigkeitsprüfung falsch war: Heilt die Umschreibung des 

Eigentümers eine etwaige Nichterfüllung des Kaufpreises mit der Folge, dass 

weiterhin auf die Eintragung des neuen Eigentümers im Grundbuch durch Dritte 

vertraut werden kann? Dem Grundsatz des Gutglaubensschutzes im 

Seite 3 von 10 



 

 

 

 

Grundbuchwesen droht hier eine dramatische Erosion. Es bedarf einer 

Klarstellung zur Wirkung des Antrags durch den Notar auf den 

Gutglaubensschutz des Grundbuchs. Nach Vollzug der Eintragung müsste der 

Einwand der fehlenden Erfüllungswirkung abgeschnitten werden. Der Notar 

müsste gesetzlich von jeder Haftung für eine fehlerhafte Einschätzung, 

zumindest bei Fahrlässigkeit, freigestellt werden. 

b) Dem Notar wird eine Schlüssigkeitsprüfung auferlegt, ohne dass der 

Gesetzgeber hierfür eine Begriffsbestimmung vornimmt. Da die Rechtsfolgen für 

alle Beteiligten und spätere Dritte massiv sind (siehe zu lit. a), muss dieser 

unbestimmte Rechtsbegriff legal definiert werden. Gelingt dies dem 

Gesetzgeber nicht, wird dies auch dem Notar nicht gelingen – mit der Folge, dass 

er Gefahr läuft, für alle Rechtsfolgen zivilrechtlich haftbar gemacht zu werden. Das 

ist unzumutbar. Da allein die Abwicklung über Notaranderkonto nach dem 

Referentenentwurf als sicherer Nachweis für keine Barzahlung gilt, werden Notare 

damit nur noch über Notaranderkonten abwickeln – eine Entwicklung, die in den 

letzten Jahren von den Aufsichtsbehörden aus guten Gründen (insbesondere 

erhöhte Kosten für die Bürger, Fehleranfälligkeit bei der Auszahlung) eingeschränkt 

worden ist. Der Gesetzgeber und die Notaraufsichtsbehörden gehen bislang aus, 

dass Notaranderkonten im Sinne einer Geldwäscheprävention zu vermeiden sind 

und nur bei Nachweis eines besonderen Sicherungsinteresses verwendet werden 

dürfen. 

c) Sofern auch Zahlungsbestätigungen von Banken als Schlüssigkeitsnachweis 

ausreichen sollen, ist dies praxisfern und hilft den Beteiligten in keiner Weise – in 

der realen Welt gibt es diese Bestätigungen nicht. Den Kaufpreis zahlende Banken 

(der Käuferseite) müssen bisher solche (haftungsträchtigen) Bestätigungen nicht 

abgegeben – es ist nicht erkennbar, warum sie dies in Zukunft – ohne 

entsprechende gesetzliche Verpflichtung, die der Referentenentwurf nicht vorsieht – 

tun sollten. Den Kaufpreis empfangende Banken (der Verkäufer) kennen solche 

Bestätigungen ebenfalls nicht, sie werden lediglich auf Kontoauszüge verweisen. 

Zudem werden in der Regel mit Kaufpreisen noch auf dem Grundbesitz lastende 

Sicherheiten abgelöst. Die Banken, die diese Sicherheiten innehaben 

(Grundschulden), werden ebenfalls keine Zahlungsbestätigungen abgeben. Damit 
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ist auch kein Nachweis über die Überweisung des Kaufpreises erbracht. Der 

Referentenentwurf müsste Kontoauszüge der beteiligten Banken, auch solche 

Auszüge, die nur online erteilt werden, mit üblichen Angaben in der Betreffzeile und 

überreicht durch die Beteiligten, und nicht nur durch die Banken, als scan/pdf als 

ausreichend für eine Schlüssigkeitsprüfung vorsehen. Eine Echtheitsprüfung 

dieser überlassenen Unterlagen kann vom Notar nicht verlangt werden. 

d) Dem Notar eine Überprüfung von Umständen, die einer Ausübung von 

Gestaltungsrechten zugrunde liegen, aufzuerlegen, verkennt vollständig die Rolle 

und Möglichkeiten, die einem Notar zur Verfügung stehen. Die Zivilgerichtsbarkeit 

eröffnet zu Recht die Möglichkeit, über oft drei Instanzen darüber (jahrelang) zu 

streiten, ob Mängel berechtigt sind – verbunden mit einer in der ZPO angelegten 

komplizierten Beweislastverteilung. Ob und mit welcher Folge und Umfang ein 

Gestaltungsrecht ausgeübt werden kann, ist im Streitfall damit allein Aufgabe 

eines gerichtlichen Erkenntnisverfahrens und entzieht sich den Erkenntnis-

möglichkeiten von Notaren als Vertragsjuristen. Jeder, der je eine Vergleichs-

verhandlung geführt hat, weiß zudem, dass auch Erwägungen außerhalb von 

tatsächlichen Wertminderungen in einen Kompromiss zur Kaufpreisreduzierung 

einfließen, so Erwägungen z.B. zu Kosten, Lästigkeit oder Zeitverlust. Was soll ein 

Notar hier auf Schlüssigkeit prüfen? Die Folge dieser Unklarheit des Begriffs der 

Schlüssigkeit wird sein – ebenso wie bei der Schlüssigkeitsprüfung über den 

Nachweisen zur Kaufpreiszahlung -, dass als letztes, aber wahrscheinlich dann 

häufiges Mittel der Notar zu einer Meldung an die FIU greifen wird, um den 

Kaufvertrag weiter vollziehen zu können. Der Notar wird zudem auch zu diesem 

Mittel greifen, um sich mit einer solchen Meldung etwaigen eigenen strafrechtlichen 

Risikos wegen möglicher Beihilfe zur Geldwäsche nicht aussetzen zu müssen. Dies 

führt zwar zu einer wohl politisch gewollten, erhöhten Meldeanzahl, hat aber 

wahrscheinlich in vielen Fällen keinen Bezug zu tatsächlichen Geldwäschefällen. 

Es dient alleine der Umgehung einer Prüfungspflicht, die ein Notar nicht erfüllen 

kann, und der Verhinderung von etwaigen, vom Notar nicht gewünschten, aber 

drohenden strafrechtlichen Beihilfehandlungen des Notars. Diese „falschen“ 

Meldungen verhindern jede effektive Nutzung der Kapazitäten der FIU und aller 

Strafverfolgungsbehörden. Es ist damit auch in jedem Fall zu fordern, dass im 

Referentenentwurf klargestellt wird, dass die unvorsätzlich fehlerhafte 
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Schlüssigkeitsprüfung eines Notars nicht als Beihilfe zu etwaigen 

Geldwäschestraftaten der Urkundsbeteiligten führt. 

e) Wie der Referentenentwurf zu dem Ergebnis kommt, dass die Notare für die 

Prüfung der ordnungsgemäßen Erfüllung der Kaufpreiszahlung durchschnittlich 

etwa 10 Minuten benötigen werden, ist angesichts des oben dargestellten 

Aufwandes und der damit verbundenen Verantwortlichkeit unverständlich und nicht 

haltbar – dies umso mehr, als der Notar gezwungen sein wird, diese Prüfungspflicht 

– will er nicht eine Haftung oder Strafbarkeit riskieren – persönlich auszuführen. Die 

Annahme des Referentenentwurfs von Arbeitskosten des Notars in Höhe von EUR 

22,00 Euro pro Stunde ist damit schlicht falsch Der Entwurf nennt hierfür auch keine 

Begründung oder benennt gar eine Quelle für diesen geringen Kostenansatz. 

2. Transparenzregistermeldungen durch die Notare  

Meldungen von Notaren an das Transparenzregister – anstelle von den bisher 

verpflichteten Vereinigungen- sind abzulehnen. 

a) Das Ziel des Referentenentwurfs, die Qualität des Transparenzregisters zu 

erhöhen, wird zwar vom DAV begrüßt, doch kann dies nicht über Meldungen durch 

Notare erfolgen. Notare haben keine Ermittlungskompetenzen und Auskunftsrechte 

gegenüber den Beteiligten ab der ersten Beteiligungsebene und insbesondere nicht 

gegenüber den tatsächlich wirtschaftlich Berechtigten. Das sieht wohl auch der 

Referentenentwurf so, wenn er die Rechtseinheiten in § 19c Abs. 2 GWG ihrerseits 

verpflichten will, dem Notar die notwendigen Angaben für die Prüfung und Meldung 

mitzuteilen. Diese Angaben sind vom Notar auf Schlüssigkeit aufgrund einer von 

der betroffenen Rechtseinheit beigebrachten Eigentümer- und Kontrollstruktur zu 

überprüfen. Basiert allerdings alleine die Meldung an das Transparenzregister 

durch den Notar auf den beigebrachten Informationen durch die beteiligte 

Rechtseinheit selbst, wird der Notar nur das melden, was gleichermaßen die 

Rechtseinheit auch selber mit ihren eigenen Kapazitäten melden könnte.   
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Eine Qualitätssteigerung ist damit nicht zu erreichen. Dem Notar wird eine 

weitere Pflicht auferlegt, die allein der betroffenen Rechtseinheit zu Gute kommt, 

indem sie die Verantwortung für die Meldung auf den Notar überwälzen kann – 

ohne sich hieran auch nur kostentechnisch beteiligen zu müssen. 

b) Ist nach der Ersten Risikoanalyse und zuletzt nach dem FATF Bericht zudem davon 

auszugehen, dass besonders komplexe, grenzübergreifende 

Gesellschaftsstrukturen mit mehreren Beteiligungsebenen wohl am häufigsten als 

Geldwäschevehikel genutzt werden, erscheint es regelrecht absurd, dass die 

Notare für diese Gesellschaftsformen nun Meldepflichten übernehmen sollen, ohne 

dass gleichzeitig geregelt ist, dass bei einer aufgrund dieser Komplexität einerseits, 

der fehlenden Ermittlungsmöglichkeiten des Notars andererseits aber jederzeit 

möglichen fehlerhaften Meldung dem Notar keine zivilrechtlichen oder gar 

strafrechtliche Konsequenzen in Form der Annahme einer Beihilfehandlung drohen. 

Gerade diesen komplexen Rechtseinheiten müssen die Verantwortung für ihre 

Gestaltungsform, die sie bewusst zu ihrem Vorteil gewählt haben, übernehmen – 

hier sollte der Staat sie nicht aus ihrer Verantwortung entlassen und zugleich dem 

Notar eine Verantwortung aufbürden, der er praktisch nicht gerecht werden 

kann. 

c) Dem Notar wird eine Schlüssigkeitsprüfung auferlegt, ohne auszuführen, wie, in 

welcher Tiefe, bis zu welcher Beteiligungsebene, über welche Grenzen 

hinweg diese Prüfung mit welchen Dokumenten und Nachweisen zu führen ist. 

Dass diese Prüfung umfangreich sein kann, davon geht der Entwurf aus, wenn er in 

§ 19 Abs. 3 letzter Satz neu nur noch fiktiv wirtschaftlich Berechtigte zulässt, wenn 

eine Ermittlung trotz entsprechend umfassender Prüfung nicht möglich war. Es ist 

unklar, ob diese umfassende Prüfung vom Notar zu leisten ist oder von der 

Rechtseinheit, die dann wohl aber den umfassenden Prüfungsverlauf dem Notar 

darlegen müsste.  

d) Dass der Notar mit der Bestimmung der Prüfungsdichte und -umfang vom 

Gesetzgeber allein gelassen wird, wiegt umso schwerer, als die Folge einer nur 

unzureichend möglichen Schlüssigkeitsprüfung zu einem Beurkundungsverbot 

führt. Um nicht in ein Haftungsrisiko (gegenüber der betroffenen Rechtseinheit oder 
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gar seinen Gesellschaftern, Kunden, Vertragspartnern) zu kommen oder sich einer 

Beihilfehandlung schuldig zu machen, wird der Notar (zu) strenge Maßstäbe 

hinsichtlich der ihm überlassenen Informationen und Dokumente anlegen müssen 

und nur bei dem geringsten Zweifel nicht beurkunden mit dem Hinweis, dass eine 

Prüfung nicht möglich war. Im Ergebnis würde damit nach einem 

Notarbeschwerdeverfahren (§ 15 BNotO) in Zukunft regelmäßig das zuständige 

Landgericht entscheiden müssen, ob der Notar zu Recht eine Beurkundung 

abgelehnt hat – es ist davon auszugehen, dass die Landgerichte diese neue 

Aufgabe weder übernehmen können noch wollen, weil auch sie über keine 

besseren Kriterien für die und Erkenntnismöglichkeiten hinsichtlich der 

Schlüssigkeitsprüfung verfügen.  

e) Der Referentenentwurf müsste klarstellen, was der Begriff des Änderungsaktes 

umfasst. Dies lässt sich gesellschaftsrechtlich umschreiben, so dass Rechtsklarheit 

bestünde, z.B. Anteilsübertragungen gleich welcher Art, Umwandlungsmaßnahmen 

nach dem UmwG, Kapitalmaßnahmen, die zur Schaffung neuer Anteile führen, 

Satzungsänderungen, die eine Veränderung bei der Bewertung von wirtschaftlich 

Berechtigten herbeiführen kann. Der Notar müsste bei diesen Änderungsakten nur 

dann eine Meldung nach § 19 machen müssen, wenn sich hierdurch eine 

Veränderung der wirtschaftlich Berechtigten ergibt. 

f) Der Referentenentwurf verkennt, mit welch hohem zeitlichen Aufwand für den 

Notar – auch bereits jetzt – eine Prüfung von Eigentümer- und 

Kontrollstrukturen verbunden ist. Des Weiteren setzt die Bestimmung des 

wirtschaftlich Berechtigten vertiefte und intensive Kenntnisse des Konzernrechts 

voraus – das können Notare zwar, aber es verlangt eine ständige 

Auseinandersetzung mit der Materie – und insbesondere lässt sich diese Prüfung 

auf keine Mitarbeiter delegieren, da eine Qualifikation als Volljurist hierfür 

notwendig ist. Das Bundesverwaltungsamt zum Beispiel veröffentlicht FAQs zu 

allen denkbaren Fragestellungen zur Bestimmung des wirtschaftlich Berechtigten, 

die mittlerweile fast 50 Seiten umfassen. 

Weist eine Gesellschaft z.B. zwei Beteiligungsebenen mit drei weiteren 

Rechtseinheiten auf, wendet ein Notar ca. 1 bis 1,5 Stunden auf, um alle Daten zu 
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erheben, zu sichten und auszuwerten, bei noch komplexeren Strukturen oder, was 

häufig vorkommt, schlecht aufbereiteten Unterlagen kann so ein Prozess der 

Prüfung auch mehrere Stunden in Anspruch nehmen. Die damit verbundene 

Dokumentationspflicht und die Meldung zum Transparenzregister sind hierin noch 

nicht enthalten. Analog der Erfahrung durch Handelsregisteranmeldungen ist hierfür 

mindestens, bei wenigen wirtschaftlich Berechtigten, mit ca. 0,5 Stunden zu 

rechnen. 

Der Referentenentwurf erwähnt nicht einmal, dass Aufwand beim Notar entstehen 

könnte bzw. weist dieser neuen Aufgabe nicht einmal einen Kostenposten zu, 

geschweige gibt einen Aufwand für die Notare an. Um die mit dem Aufwand 

verbundenen Kosten zu decken und damit diese neue Aufgabe überhaupt leisten 

zu können, müsste dem Notar eine weitere Betreuungsgebühr zugestanden werden 

– dies umso mehr, als Unternehmen Aufwendungen ersparen, die sie sich 

ansonsten auf dem freien Rechtsmarkt (teuer) erkaufen, so dass für sie aus einer 

gesonderten Betreuungsgebühr keine weiteren Kosten folgen würden. 

3. Ergebnis 

Die Schere zwischen dem, was Notare, insbesondere in einem angestrengten Umfeld 

von fehlenden qualifizierten Mitarbeitern leisten können, und was der Gesetzgeber 

ihnen an weiteren Prüfungs-, Ermittlungs-, Dokumentations- und Meldepflichten im 

Zusammenhang mit der Bekämpfung der Geldwäsche auferlegt, geht auch ohne den 

vorliegenden Referentenentwurf immer weiter auseinander. Es droht, dass Notare 

ihre Kernkompetenz und Kernaufgabe der vorsorgenden Rechtspflege nicht mehr 

mit der Qualität, Flexibilität und Schnelligkeit nachkommen können, die das 

rechtsuchende Publikum, Verbraucher, Unternehmen und Institutionen in einer 

lebendigen und kreativen Wirtschaft und Lebenswirklichkeit erwarten können.  

Auch ist äußerst bedenklich, dass der Referentenentwurf die Rolle und Kompetenzen 

von Notaren mit der Rolle und Aufgaben von Ermittlern, Richtern und letztlicher auch 

anwaltlichen Dienstleistungen leichtfertig vermischt. 
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Es darf bei einem solchen Entwurf, der so tief eingreift in die Arbeit und 

Verantwortung von Notaren, erwartet werden, dass der Aufwand für die Erfüllung 

neuer Pflichten in einem angemessenen Verhältnis zum angestrebten Zweck 

steht. Die dafür notwendige Evaluierung lässt der Referentenentwurf nicht erkennen. 
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